
     

Abwägungstabelle 

zum Bebauungsplan Nr. 6 der Gemeinde Rohlstorf 
zu den Verfahren nach § 2 und § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 

 

Träger öf-
fentlicher 
Belange 

Stellungnahme Stellungnahme der   

Gemeinde 

Beschluss-
vorschlag 

1. Kreis Se-
geberg vom 
23.01.2018 

Nach Anhörung meiner Fach-
abteilungen im Hause nehme 
ich zu der o.a. Planung wie 
folgt Stellung:  

  

1.1 Tiefbau: Tiefbau nicht betrof-
fen!  

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen. 

1.2 Untere Bauaufsicht:  
Laut Begründung sind nur 
Einzelhäuser zulässig. In der 
Planzeichnung ist das Symbol 
für Einzel und Doppelhäuser 
ausgezeichnet. Welcher Ge-
bäudetyp ist nunmehr ge-
meint? 

Im Plangebiet sollen nur Einzel-
häuser zulässig sein. 

Die Stellung-
nahme wird 
daher dahin-
gehend be-
rücksichtigt, 
dass der Plan 
entsprechend 
angepasst 
wird. 

 Werden die Höhenangaben in 
der Planzeichnung noch er-
gänzt? 

Zwischenzeitlich erfolgte eine 
Höhenvermessung, so dass die 
Höhenbezugspunkte in der 
Planzeichnung festgesetzt wer-
den können.  

Die Stellung-
nahme wird 
berücksich-
tigt. 

1.3 Vorbeugender Brandschutz: 
Aus brandschutztechnischer 
Sicht bestehen keine grund-
sätzlichen Bedenken, wenn 
eine ausreichende Löschwas-
serversorgung gesichert ist. 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen. 

 Die angegebene Rechts-
grundlage dafür in der Be-
gründung ist nicht mehr auf 
dem aktuellen Stand. 
Der Erlass ist zwischenzeitlich 
nicht mehr gültig. 
Als Rechtsgrundlage ist nun 
ausschließlich § 2 des Geset-
zes über den Brandschutz 
und die Hilfeleistungen der 
Feuerwehren (Brandschutz-
gesetz — BrSchG) heranzu-
ziehen. Danach hat die zu-
ständige Gemeinde für eine 
ausreichende Löschwasser-
versorgung im Planungsbe-
reich zu sorgen. Für die 

 Die Stellung-
nahme wird 
daher dahin-
gehend be-
rücksichtigt, 
dass die Be-
gründung um 
die aktuellen 
Rechtsgrund-
lagen ergänzt 
wird. 
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Festlegung der erforderlichen 
Löschwassermenge kann das 
Arbeitsblatt W 405 des Deut-
schen Vereins des Gas- und 
Wasserfaches e.V. in der je-
weiligen Fassung herangezo-
gen werden. 
Die angegebene Löschwas-
sermenge stellt den Grund-
schutz für dieses Gebiet dar 
(berücksichtigt nicht den ggf. 
zusätzlichen Objektschutz). 

Die Löschwasserversorgung 
ist mit geeigneten Entnahme-
stellen mit einem Hydranten-
abstand von maximal 150 m 
vorzusehen (DVGW Arbeits-
blatt W 400-1 in Verbindung 
mit AGBF 2009-3 Information 
zur Löschwasserversorgung). 

1.4 Kreisplanung: Keine Anre-
gungen 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen. 

1.5 Denkmalschutzbehörde:  
Keine denkmalrechtlichen Be-
denken. 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen. 

1.6 Untere Naturschutzbehörde: 
Naturschutz und Landschafts-
pflege:  
Durch den Bauleitplan werden 
die Belange des Naturschut-
zes und der Landschafts-
pflege gem. § 1 Abs. 5 Ziffer 
7a, 7b und 7g BauGB in fol-
gender Weise berührt. 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen.  

 Landschaftsplanung (Kapitel 
2 BNatSchG / LNatSchG)  
Die Inhalte der Landschafts-
planung sind gem. § 9 Abs. 5 
BNatSchG sowie § 1 Abs. 6 
Ziffer 7g BauGB in der Pla-
nung zu berücksichtigen und 
bei Abweichungen von der 
Landschaftsplanung sind 
diese zu begründen. Nach 
Durchsicht der Begründung 
ist dies in Kapitel 1.2.2 und 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen. 
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7.1.2 der Begründung nur z.T. 
geschehen. Die Begründung 
sollte entsprechend der kon-
kreten Zielsetzungen des 
Landschaftsplans in Text und 
Plandarstellung inhaltlich prä-
zisiert und ergänzt werden. 

 Allgemeiner Schutz von Natur 
u. Landschaft / Eingriffsrege-
lung Kapitel 3 BNatSchG / 
LNatSchG)  
Im Zusammenhang mit der 
Bauleitplanung sind gem. § 1 
Abs. 6 Ziffer 7 BauGB die Be-
lange des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege zu be-
rücksichtigen. Hierzu gehört 
auch die Abarbeitung der Ein-
griffsregelung gem. § 1 a Abs. 
3 BauGB. Die inhaltlichen An-
forderungen ergeben sich aus 
dem Runderlass „Verhältnis 
der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsreglung zum Bau-
recht" (MELUR vom 9. De-
zember 2013). 
Die Inhalte zu dem Aspekt 
Eingriffsregelung sollen ge-
bündelt in einem gesonderten 
Kapitel der Begründung dar-
gestellt werden und möglichst 
nicht verteilt an verschiede-
nen Stellen. Dies würde die 
Übersicht erleichtern. 
Erforderliche Inhalte hierzu 
sind die Bestandsaufnahme 
und Bewertung als vorberei-
tende Maßnahme, der Aspekt 
des Vermeidungs- und Mini-
mierungsgebotes sowie die 
Ermittlung und Darstellung 
des Kompensationsumfanges 
und der Kompensationsmaß-
nahmen (vgl. jeweils Kapitel 
2.2, 2.3 sowie 2.4ff des o.g. 
Runderlass). Die Bestands-
aufnahme und Bewertung 
umfasst insbesondere auch 
eine flächendeckende 

Der Runderlass ist eine Emp-
fehlung und keine zwingende 
Arbeitsanweisung. 
Es wird darauf verwiesen, dass 
der Ausgleich der städtebauli-
chen Abwägung unterliegt. 
Wird in „muss“ daraus gelesen, 
leidet der Plan an einen Abwä-
gungsmangel. 

Die Stellung-
nahme wird 
daher dahin-
gehend be-
rücksichtigt, 
dass der Aus-
gleichsbedarf 
im Sinne der 
gesetzlichen 
Anforderungen 
ermittelt und 
nachgewiesen 
wird und die 
Begründung 
durch eine flä-
chendeckende 
Biotoptypen-
kartierung so-
wie die daraus 
resultierende 
Bewertung des 
faunistischen 
Potenzials er-
gänzt wird. 
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Biotoptypenkartierung. Das 
faunistische Potential ist auf 
dieser Grundlage zu bewer-
ten. Die Bearbeitung umfasst 
auch die noch fehlende Plan-
darstellung möglichst im Maß-
stab des Bebauungsplanes 
(vgl. Kapitel 2 in der der An-
lage zu dem o.g. Runderlass). 

 Für die weitere Planung wer-
den folgende konkrete Hin-
weise gegeben: 
 
1. Grünlandflächen haben für 
den Naturschutz oft eine hohe 
Bedeutung und werden in 
Schleswig-Holstein immer 
seltener. Sie können daher 
auch zu den gefährdeten Bio-
toptypen zählen. Die Qualität 
des Grünlandes sollte noch-
mals dahingehend geprüft, in-
wieweit hierdurch nicht doch 
Flächen mit besonderer Be-
deutung für den Naturschutz 
oder Tier- bzw. Pflanzenarten 
ggf. erheblich betroffen sind. 

 Die Stellung-
nahme wird 
daher dahin-
gehend be-
rücksichtigt, 
dass die Be-
standsermitt-
lung im Sinne 
der gesetzli-
chen Anforde-
rungen ermit-
telt wird. 
 

 2. Abweichend von der Be-
gründung ergeben sich ge-
genüber der nördlich angren-
zenden Feldflur aufgrund der 
Siedlungsentwicklung in die 
sog.,freie' Landschaft erhebli-
che Beeinträchtigungen des 
Landschaftsbildes. In diesem 
Bereich erscheinen Maßnah-
men zur Einbindung in die 
Landschaft zwingend erfor-
derlich. Die bisherigen Ein-
schätzungen sollten noch-
mals geprüft werden. 

Wird ein Landschaftsbild ver-
schoben, ist der Ortsrand ledig-
lich neu zu begrünen. Der Ge-
setzgeber fordert nicht die Her-
stellung des alten Bestandes, 
sondern lediglich eine neue Be-
gründung. Wie diese erfolgt, ist 
Abwägungsaufgabe der Ge-
meinde. 
 

Die Stellung-
nahme wird 
daher dahin-
gehend be-
rücksichtigt, 
dass am nördli-
chen Plange-
bietsrand eine 
Baumreihe 
festgesetzt 
wird. 

 3. Die Berechnung der zu-
künftig bebauten Fläche in 
Kapitel 2.5.2 (S. 14) ist nicht 
nachvollziehbar und sollte 
transparent dargestellt wer-
den. 

 Die Stellung-
nahme wird 
daher dahin-
gehend be-
rücksichtigt, 
dass der Aus-
gleichsbedarf 
im Sinne der 
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gesetzlichen 
Anforderungen 
ermittelt und 
nachgewiesen 
wird. 
 

 4. Bei den betroffenen Böden 
kann es sich nach Einschät-
zung der UNB und bei Zu-
grundelegung der Ergebnisse 
der Baugrunduntersuchung 
(vgl. Kapitel 1.3.3) aufgrund 
der Bodenwasserverhältnisse 
um Flächen (bzw. Böden) mit 
besonderer Bedeutung für 
den Naturschutz handeln (vgl. 
hierzu auch Kapitel 3.1 in dem 
Anhang ,Eingriffserlass'). Die 
Bewertung ist daher noch-
mals zu überprüfen. Es wäre 
ggf. ein entsprechend erhöh-
ter Kompensationsbedarf zu 
ermitteln. 
 

 Die Hinweise 
werden da-
hingehend 
berücksich-
tigt, dass die 
Bewertung der 
Böden konkre-
tisiert wird. 

 5. Im Zusammenhang mit der 
Zielsetzung gemäß § 1 
BNatSchG sollte eine mög-
lichst flächensparsame Sied-
lungsentwicklung angestrebt 
werden. Aus diesem Grund 
sollte unter Berücksichtigung 
des Erhalts und der Entwick-
lung von Freiflächen eine 
möglichst hohe Bebauungs-
dichte bei gleichzeitiger Be-
grenzung der Versiegelung 
und der Baumassen auf das 
unbedingt notwendige Maß 
festgesetzt werden. Doppel-
häuser und Hausgruppen 
(Reihenhäuser) stellen ge-
genüber Einzelhäusern eine 
grundsätzlich sehr flächen-
sparsame Bauweise dar. Der 
festgesetzte Ausschluss von 
entsprechenden Bauweisen 
sowie auch die festgesetzte 
Mindestgrundstücksgröße 
und Anzahl von maximalen 

Städtebaulich handelt es sich 
hier um ein Dorf, welches in der 
vorhandenen Struktur erweitert 
werden soll. Hier ist eine dichte 
Bauweise in der gewünschten 
Form daher nicht vertretbar. 
Zudem darf sich die Gemeinde 
nach den Vorgaben des Lan-
desraumordnungsplanes nur 
begrenzt entwickeln.   

Die Stellung-
nahme wird 
nicht berück-
sichtigt. 
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Wohnungen widersprechen 
jedoch der o.g. Zielsetzung. 
Es sollte daher abwägend 
nochmals geprüft werden, ob 
diese Festsetzungen aus den 
dargestellten Gründen zwin-
gend erforderlich sind. 
Hierbei ist insbesondere auch 
zu berücksichtigen, dass das 
Umfeld des Geltungsberei-
ches auch bereits durch - zu-
mindest untergeordnet - Rei-
hen- und Doppelhäusern ge-
prägt ist. 
Im Umkehrschluss sollte auch 
geprüft werden, inwieweit 
eine maximal zulässige 
Grundstücksgröße festge-
setzt werden kann, um so 
eine Flächeninanspruch-
nahme durch zu große Grund-
stücke zu vermeiden und so 
einen Beitrag zu der o.g. Ziel-
setzung zu erreichen 
 

 6. Die textliche Festsetzung 
Ziffer 6 (Extensivgrünland) für 
die (private?) Grünfläche ist 
zu unbestimmt und sollte in-
haltlich präzisiert werden. Bei 
der Anrechnung als Aus-
gleichsfläche bestehen hin-
sichtlich der Eignung einer 
entsprechenden Festsetzung 
erhebliche naturschutzfachli-
che Bedenken. Eine entspre-
chende Anrechnung sollte vor 
dem Hintergrund der inhaltli-
chen Ausführungen in der Be-
gründung in Kapitel 2.5.1 3. 
Absatz dringend überprüft 
werden (vgl. hierzu auch Ka-
pitel 3.1 in dem Anhang zu 
dem o.g. sog. ,Eingriffser-
lass'). 

Im Bebauungsplan ist das Ex-
tensivgrünland bisher nicht als 
Ausgleichsfläche festgesetzt. 
Im Übrigen dürfen in einem Be-
bauungsplan nur die Nutzun-
gen der Grünflächen festge-
setzt werden. Eine Bewirtschaf-
tung oder die Festsetzungen 
von Pflanzarten oder -abstän-
den ist rechtlich unzulässig. 

Die Stellung-
nahme wird 
nicht berück-
sichtigt. 

 7. Im Rahmen der weiteren 
Planung sollte grundsätzlich 
nochmals geprüft werden, in-
wieweit z. B. unter 

Nach der Landesbauordnung 
sind nicht bebaute Grundstü-
cke zu begrünen. 

Die Stellung-
nahme wird 
nicht berück-
sichtigt. 
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Berücksichtigung von § 1 Abs. 
6 BNatSchG sowie § la Abs. 5 
BauGB neben ggf. Straßen-
bäumen auch noch weiterge-
hende Festsetzungen zur 
Durchgrünung des Baugebie-
tes erforderlich und geeignet 
sind (z.B. die Festsetzung ei-
nes sog. ,Hausbaumes' je 
Baugrundstück). Entspre-
chende Festsetzungen er-
scheinen entsprechend auch 
sonstiger Festsetzungen (wie 
z. B. der Gebäudehöhe) 
durchaus umsetzbar und kon-
trollierbar und entsprechen 
nach Einschätzung der UNB 
nicht einer Überregulierung. 

Auf Privatgrundstücken werden 
Bäume als Ausgleich nicht an-
erkannt. Sind sie kein Aus-
gleich, kann deren Anpflanzung 
rechtlich nicht durchgesetzt 
werden, wenn sie keinen orts-
bildprägenden Charakter ha-
ben. Dieser ist in einem Neu-
baugebiet kaum nachweisbar. 
Im Übrigen dürfen Privatperso-
nen und auch die Gemeinden 
freiwillig Bäume anpflanzen. 
 

 8. Die Anwendung der Ein-
griffsregelung erfolgt abwei-
chend von der Begründung 
(S. 22, 1. Absatz) nicht nach 
den Bestimmungen des 
BNatSchG sondern nach den 
Bestimmungen des BauGB. 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen. 

 9. Im Zusammenhang mit der 
Erschließungsstraße auf dem 
Flurstück 24/6 sollte geprüft 
werden, inwieweit hierbei Flä-
chen / Gehölzbestände mit 
besonderer Bedeutung für 
den Naturschutz betroffen 
sind 

 Die Hinweise 
werden dahin-
gehend be-
rücksichtigt, 
dass die Be-
wertung kon-
kretisiert wird. 

 Biotopverbund und —vernet-
zunq sowie geschützte Teile 
von Natur und Landschaft 
(Kapitel 4 Abschnitt 1 
BNatSchG / LNatSchG). 
Naturpark 
Der Geltungsbereich liegt im 
Naturpark ,Holsteinische 
Schweiz'. 

 Die Hinweise 
werden dahin-
gehend be-
rücksichtigt, 
dass die Ver-
einbarkeit des 
Vorhabens mit 
den Zielen des 
Naturparkes 
untersucht 
wird. 

 Knicks: Abweichend von der 
Begründung (bzw. hierzu sind 
in der Begründung wider-
sprüchliche Angaben) befin-
den sich innerhalb des 

 Die Hinweise 
werden dahin-
gehend be-
rücksichtigt, 
dass die 
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Geltungsbereiches insgesamt 
4 gem. § 30 BNatSchG i.V.m. 
§ 21 Abs. 1 Ziffer 4 LNatSchG 
geschützte Knickabschnitte 
(vgl. Darstellung Landschafts-
plan sowie widersprüchliche 
Aussagen im Umweltbericht 
sowie Kapitel 2.5 der Begrün-
dung). 
1. Knick an der westlichen 

Geltungsbereichsgrenze 
2. Knick mittig im Geltungs-

bereich 
3. Knick an der östlichen Gel-

tungsbereichsgrenze ge-
genüber der vorhandnen 
Wohnbebauung bzw. dem 
Flurstck 24/6 (dieser Knick 
befindet sich nach meiner 
Unterlagen auf dem Flur-
stück 226 und somit inner-
halb des Geltungsberei-
ches). 

4. Knick am Warderfelder 
Weg 

Die Lage ist zu überprüfen 
und darzustellen. Der aktuelle 
Zustand sowie mögliche Vor-
belastungen sind zu ermitteln 
und zu bewerten und ebenso 
darzustellen (z.B. Ökologi-
sche Knickbewertung nach 
EIGNER). Die Knicks sind mit 
ihren ggf. vorhandenen Über-
hältern (Bäume mit einem 
Stammdurchmesser > 1,0 m) 
in ihrer Lage möglichst einzu-
messen und grundsätzlich zu-
mindest als nachrichtliche 
Übernahme im B-Plan darzu-
stellen. Auf angrenzende 
Knicks außerhalb des Gel-
tungsbereiches - jedoch noch 
im Wirkbereich - sollte hinge-
wiesen werden (z.B. als Dar-
stellung ohne Normcharak-
ter). 
Insbesondere der Knick an 
der westlichen 

Begründung 
und die Plan-
zeichnung in 
Bezug auf die 
Knicks präzi-
siert werden. 
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Geltungsbereichsgrenze ist in 
seiner Lage augenscheinlich 
falsch dargestellt (er befindet 
sich augenscheinlich an der 
Flurstücksgrenze) und sollte 
entsprechend überprüft und 
wenn erforderlich korrigiert 
werden. 
Die Pflege der Knicks, der 
Umgang mit Überhältern (egal 
ob als solche festgesetzt oder 
nicht) und die im Zusammen-
hang mit Knicks grundsätzlich 
zulässigen und unzulässigen 
Maßnahmen und Handlungen 
ergeben sich aus den gesetz-
lichen Bestimmungen des § 
21 LNatSchG sowie den u.g. 
Durchführungsbestimmungen 
zum Knickschutz. Die Begrün-
dung und textliche Festset-
zung (Ziffer 6) sollte entspre-
chend präzisiert werden und 
in Teil B des Bebauungspla-
nes ein entsprechender Hin-
weis gemacht werden. 
 
Knickbeseitigungen 
Gegenüber dem Bestand sind 
augenscheinlich 4 punktuelle 
Knickbeseitigungen geplant. 

 Sonstige Knickbeeinträchti-
gungen 
Neben Knickbeseitigungen 
sind gern. § 30 Abs. 2 
BNatSchG grundsätzlich jed-
wede Handlungen unzuläs-
sig, die zu erheblichen Beein-
trächtigungen geschützter 
Knicks führen. Eine mögliche 
Gefährdung sowie Schutz- 
und Entwicklungsmaßnah-
men gern. den Durchfüh-
rungsbestimmungen zum 
Knickschutz (Erlass des 
MELULR-S-H v. 20.01.2017, 
insbesondere Kapitel 4) sind 
im Rahmen der weiteren Pla-
nung noch weitergehend 

 Die Hinweise 
werden dahin-
gehend be-
rücksichtigt, 
dass die Be-
gründung in 
Bezug auf die 
Knickbeein-
trächtigungen 
präzisiert wird 
und die Plan-
zeichnung 
durch entspre-
chende Knick-
schutzstreifen 
ergänzt wird. 
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vertiefend zu beachten. 
Hierzu gehören insbesondere 
(vgl. ebenda Kapitel 4 sowie 
5.2.2): 
 Einhaltung eines ausrei-

chenden Abstandes zwi-
schen Bebauung und 
Knick (i.d.R. mind. 1H zwi-
schen Gebäude/baulicher 
Anlage und Knickwallfuß 
(1H = Höhe der angren-
zenden baulichen Anla-
gen). 

 Festsetzung eines mind. 3 
m breiten Knickschutz-
streifen mit entsprechen-
der Unzulässigkeit von 
baulichen Anlagen jedwe-
der Art. 

 Einhaltung eines ausrei-
chenden Abstandes zwi-
schen baulichen Anlagen 
und Überhältern (Schutz-
abstand i.d.R. = Kronen-
durchmesser zzgl. 1,5 m, 
Überhälter = Bäume über 
1 m Stammumfang in 1 m 
Höhe gemessen). 

Aufgrund der Festsetzungen 
und fehlender Vermaßung 
kann derzeit noch nicht ab-
schließend abgeschätzt wer-
den, inwieweit sonstige er-
hebliche Beeinträchtigungen 
von Knicks planungsrechtlich 
vorbereitet werden. Entspre-
chende Beeinträchtigungen 
sind aber derzeit an der östli-
chen Geltungsbereichs-
grenze an Knick Nr. 3 anzu-
nehmen. 

 Eine erforderliche Ausnahme-
genehmigung gem. § 30 Abs. 
3 BNatSchG i.V.m § 21 
LNatSchG bzw. Befreiung 
gern. § 67 BNatSchG für die 4 
unvermeidbar erscheinden-
den Knickbeseitigungen kann 
nach derzeitigem 

 Die Hinweise 
werden dahin-
gehend be-
rücksichtigt, 
dass die Anga-
ben zum Arten-
schutz und zur 
Kompensation 
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Planungsstand in Aussicht 
gestellt werden, wenn 
 hierdurch keine arten-

schutzrechtliche Verbots-
tatbestände zu erwarten 
sind und 

 die erheblichen Beein-
trächtigungen ausgegli-
chen bzw. gleichwertig 
kompensiert werden kön-
nen. 

Entsprechende Angaben zum 
Artenschutz und zur Kompen-
sation sind im weiteren Ver-
fahren darzustellen. 

präzisiert wer-
den. 
Ein Antrag auf 
Inaussichtstel-
lung der Ge-
nehmigung, 
wird im Rah-
men der Bau-
leitplanung ge-
stellt. 

 Netz „.Natura 2000" (Kapitel 4 
Abschnitt 2 BNatSchG / 
LNatSchG) Eine Betroffenheit 
ist nicht erkennbar. 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen. 

 Schutz der wild lebenden 
Tiere und Pflanzenarten, ihrer 
Lebensstätten und Biotope / 
Artenschutz (Kapitel 5 
BNatSchG / LNatSchG)  
Im Rahmen der bisherigen 
Planung wurde der Arten-
schutz noch nicht erkennbar 
qualifiziert berücksichtigt. Es 
wird empfohlen, auf Grund-
lage einer flächendeckenden 
Biotoptypenkartierung, einer 
faunistischen Potentialab-
schätzung sowie der aus dem 
Bebauungsplan resultieren-
den zukünftigen Projektwir-
kungen einen fachlich qualifi-
zierten artenschutzrechtli-
chen Fachbeitrag zu erarbei-
ten und diesen ggf. in einem 
gesonderten Kapitel in die Be-
gründung zu integrieren. Es 
wird empfohlen, artenschutz-
rechtliche Fragestellungen 
und Fragen des Schutzes von 
Flora und Fauna im Rahmen 
der Eingriffsregelung sauber 
zu trennen. Die so erarbeite-
ten Inhalte sind im Rahmen 
der weiteren Planung zu 

 Die Hinweise 
werden dahin-
gehend be-
rücksichtigt, 
dass die Be-
gründung 
durch eine 
fachlich fun-
dierte faunisti-
sche Potential-
abschätzung 
ergänzt wird. 
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berücksichtigen. Eine Kartie-
rung des Artbestandes er-
scheint derzeit bei einer fach-
lich fundierten Potentialab-
schätzung mit ,worst-case-
Analyse' nicht zwingend erfor-
derlich. 
Weitergehende Untersuchun-
gen erscheinen ggf. lediglich 
bei einer negativen ,worst-
case-Analyse` erforderlich. 
Erhebliche Beeinträchtigun-
gen der Lebensräume in Ihrer 
Funktion für entsprechend ge-
schützte Tierarten sind im 
Rahmen der weiteren Pla-
nung nachvollziehbar auszu-
schließen. 
Hinweise bzw. Nachweise auf 
Vogelarten oder sonstige 
Tier- und Pflanzenarten liegen 
der UNB nicht vor. Als pla-
nungsrelevant sind zumindest 
Vögel, Fledermäuse sowie 
Haselmäuse qualifiziert abzu-
arbeiten. 
 

 Erholung in Natur und Land-
schaft (Kapitel 7 BNatSchG / 
LNatSchG: Nicht erkennbar 
betroffen. 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen. 

 Sonstiges 
--/- 
 

  

1.8 Wasser — Boden — Abfall: 
SG Abwasser 
Zum jetzigen Zeitpunkt ist die 
Niederschlagwasserbeseiti-
gung nicht sichergestellt. 

Die Wasser- und Abwasserlei-
tungen sollen über ein tiefer lie-
gendes Nachbargrundstück 
verlegt werden und in der 
Schulstraße mit den Hauptlei-
tungen anbinden, da dort der 
Leitungsquerschnitt größer ist. 
Das ist auch hinsichtlich des 
Brandschutzes zur Erstellung 
von Hydranten notwendig. Wei-
terhin sollte geplant werden, 
die Wasserversorgung als 
Ringleitung zum Warderfelder 
Weg zu erstellen.  

Die Stellung-
nahme wird 
dahingehend 
berücksich-
tigt, dass die 
Begründung 
entsprechend 
ergänzt wird.  
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Die Versorgung der Grundstü-
cke mit Gas, Internet, Strom 
und Straßenbeleuchtung sollte 
über den Warderfelder Weg er-
folgen. Das Oberflächenwasser 
soll in ein Regenrückhaltebe-
cken abgeführt werden, das am 
westlichen Rand des Bauge-
biets angelegt wird. Von dort 
kann es langsam in die Misch-
wasserkanalisation laufen. 

1.9 SG Gewässerschutz: 
keine Bedenken 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen.  

1.10 SG Bodenschutzbehörde:  
Zur Bewertung der Auswir-
kungen des Planvorhabens 
auf das Schutzgut Boden so-
wie zur Bewertung und Be-
messung der erforderlichen 
Ausgleichsmaßnahmen sollte 
eine Bodenfunktionsbewer-
tung ergänzt werden (siehe 
Leitfaden für die kommunale 
Planungspraxis „Bodenschutz 
in der Umweltprüfung nach 
BauGB" der Länderarbeitsge-
meinschaft Bodenschutz 
,LABO 2009).  Die Leistungs-
fähigkeit und somit Wertigkeit 
der Böden wird dabei über die 
Bodenfunktionen bewertet, 
die in § 2, Absatz 2 Bundes-
bodenschutzgesetz 
(BBodSchG) benannt wer-
den, bestimmt. Im Mittel-punkt 
der Betrachtung sollten hier 
die natürlichen Bodenfunktio-
nen sowie die Funktion als Ar-
chiv der Natur- und Kulturge-
schichte stehen. 
Zur Vermeidung von Beein-
trächtigungen verdichtungs-
empfindlicher Böden sollten 
Hinweise in Anlehnung an 
den Leitfaden Bodenschutz 
auf Linienbaustellen (LLUR 
2014) aufgenommen werden. 

Die Aufnahme von technischen 
Hinweisen zur Projektplanung 
ist nicht Inhalt der Bauleitpla-
nung. 

Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen.  
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1.11 SG Grundwasserschutzbe-
hörde: Aus Sicht des Grund-
wasserschutzes bestehen ge-
gen das Vorhaben keine Be-
denken. Sofern im Rahmen 
der Neubebauung Wasser-
haltungsmaßnahmen zur Tro-
ckenhaltung der Baugrube 
geplant sind, ist die erforderli-
che wasserrechtliche Erlaub-
nis rechtzeitig vor Baubeginn 
bei der unteren Wasserbe-
hörde zu beantragen.  

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen 
und im Rah-
men der Pro-
jektplanung 
berücksichtigt.  

1.12 SG Geothermie: Das B-Plan-
gebiet liegt in unmittelbarer 
Nähe zum Wasserwerk 
"Quaal"! Eine geothermische 
Nutzung des Untergrundes 
mit Erdwärmesonden ist hier 
nicht möglich, die schützende 
Deckschicht zum Nutzwas-
serhorizont der Wasserwerks-
brunnen darf nicht durchteuft 
werden.  

 Die Stellung-
nahme wird 
daher dahin-
gehend be-
rücksichtigt, 
dass die Be-
gründung um 
den Hinweis 
ergänzt wird.  

1.13 Umweltbezogener Gesund-
heitsschutz: Keine Bedenken 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen.  

1.14 Sozialplanung: Derzeit schon 
sind die Möglichkeiten zur Ta-
gesbetreuung im gesamten 
Amt Trave-Land kaum ausrei-
chend und alle Plätze der um-
liegenden Kitas sind belegt. 
Deswegen müssen zahlrei-
che Kinder in den Umlandge-
meinden, insb. in der Stadt 
Bad Segeberg betreut wer-
den. Auch dort ist die Situa-
tion angespannt und die Stadt 
hat angekündigt, zukünftig 
weniger Kinder aus dem Um-
land aufzunehmen. 
Der Zuzug von Familien er-
höht, wenn auch in kleiner 
Zahl, aber doch merklich, den 
Bedarf an Plätzen zu Tages-
betreuung. Verstärkt wird dies 
durch den vermehrten 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen.  
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Wunsch nach Betreuung für 
Kinder unter 3 Jahren. 
lnsb. die Kita Warder wäre 
von der Neubebauung betrof-
fen, deshalb sollten für dort 
baldmöglichst Ausbauplanun-
gen beginnen. Gut vorstellbar 
scheint die Einrichtung einer 
altersgemischten Gruppe 

1.15 Verkehrsordnung: Es wird sei-
tens der Verkehrsaufsicht da-
rauf hingewiesen, dass auf-
grund des geplanten Straßen-
ausbaus eine verkehrsrechtli-
chen Anordnung für einen ggf. 
vorgesehenen verkehrsberu-
higten Bereich nicht möglich 
ist. 

Ordnungsrechtliche Maßnah-
men sind nicht Inhalt der Bau-
leitplanung. 

Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen.  

2. Archäolo-
gisches 
Landesamt 
Schleswig-
Holstein 
vom 
22.12.2017  

Wir können zurzeit keine Aus-
wirkungen auf archäologische 
Kulturdenkmale gem. § 2 (2) 
DSchG in der Neufassung 
vom 30.12.2014 durch die 
Umsetzung der vorliegenden 
Planung feststellen. Daher 
haben wir keine Bedenken 
und stimmen den vorliegen-
den Planunterlagen zu. 
Der überplante Bereich befin-
det sich jedoch teilweise in ei-
nem archäologischen Interes-
sensgebiet, daher ist hier mit 
archäologischer Substanz, 
d.h. mit archäologischen 
Denkmalen zu rechnen. 
Wir verweisen deshalb aus-
drücklich auf § 15 DSchG: 
Wer Kulturdenkmale entdeckt 
oder findet, hat dies unver-
züglich unmittelbar oder über 
die Gemeinde der oberen 
Denkmalschutzbehörde mit-
zuteilen. Die Verpflichtung be-
steht ferner für die Eigentü-
merin oder den Eigentümer 
und die Besitzerin oder den 
Besitzer des Grundstücks o-
der des Gewässers, auf oder 
in dem der Fundort liegt, und 

 Die Stellung-
nahme wird 
daher dahin-
gehend be-
rücksichtigt, 
dass die Be-
gründung um 
den aktuellen 
Kenntnisstand 
ergänzt wird. 
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für die Leiterin oder den. Lei-
ter der Arbeiten, die zur Ent-
deckung oder zu dem Fund 
geführt haben, Die Mitteilung 
einer oder eines der Verpflich-
teten befreit die übrigen. Die 
nach Satz 2 Verpflichteten ha-
ben: das Kulturdenkmal und 
die Fundstätte in unveränder-
tem Zustand zu erhalten, so-
weit es ohne erhebliche Nach-
teile oder Aufwendungen von 
Kosten geschehen kann. 
Diese Verpflichtung erlischt 
spätestens nach Ablauf von 
vier Wochen seit der Mittei-
lung. 
Archäologische Kulturdenk-
male sind nicht nur Funde, 
sondern auch dingliche Zeug-
nisse wie Veränderungen und 
Verfärbungen in der natürli-
chen Bodenbeschaffenheit 
Für Fragen stehen wir Ihnen 
gerne zur Verfügung. 

3. Landes-
amt für 
Landwirt-
schaft, Um-
welt und 
ländliche 
Räume des 
Landes 
Schleswig-
Holstein 
vom 
22.12.2017  

Aus forstbehördlicher Sicht 
bestehen gegen den o.g. Be-
bauungsplan Nr. 6 der Ge-
meinde Rohlstorf keine Be-
denken, da Wald im Sinne 
des § 2 Abs. 1 Satz 1 und 2 
Landeswaldgesetzes 
(LWaIdG, GVOBI. Schl.-H. 
Nr.16/2004 S.461 mehrfach 
geänd. (Art. 2 Ges. v. 
27.05.2016, GVOBI. S. 161)) 
direkt oder indirekt durch die 
Planungen nicht betroffen 
wird. 
Das Flurstück 24/6, über das 
die Zuwegung zum Baugebiet 
erfolgen soll, entspricht von 
seiner Größe in Verbindung 
mit seiner Ausformung und 
seines relativ jungen Baum- 
und Strauchbestandes ohne 
deutliche Bodendeckung bzw. 
Kronenschluss zum heutigen 
Zeitpunkt nicht der Definition 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen.  
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einer Waldfläche auf Grund-
lage des § 2 LWa1dG. 

4. IHK zu 
Lübeck vom 
22.01.2018  

Die Planunterlagen haben wir 
geprüft. Die IHK zu Lübeck als 
Träger öffentlicher Belange 
erhebt keine Bedenken be-
züglich der Planungen. 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen.  
  

5. Hand-
werkskam-
mer Lübeck 
vom 
23.01.2018  

Nach Durchsicht der uns 
übersandten Unterlagen tei-
len wir Ihnen mit, dass in obi-
ger Angelegenheit aus der 
Sicht der Handwerkskammer 
Lübeck keine Bedenken vor-
gebracht werden. 
Sollten durch die Flächenfest-
setzungen Handwerksbe-
triebe beeinträchtigt werden, 
wird sachgerechter Wertaus-
gleich und frühzeitige Be-
nachrichtigung betroffener 
Betriebe erwartet. 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen.  
  

6. Schles-
wig-Holstein 
Netz AG, 
Quickborn-
vom 
05.01.2018  

Nach Prüfung der eingereich-
ten Unterlagen bestehen sei-
tens der Schleswig-Holstein 
Netz AG keine Bedenken bez. 
des geplanten Bauvorhaben. 
Eine Leitungsauskunft wurde 
für das Planvorhaben mit der 
Reg.-Nr: 294682 erstellt. 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen 
und ist im Rah-
men der Pro-
jektplanung zu 
berücksichti-
gen. 

7. Schles-
wig-Holstein 
Netz AG, 
Bad Sege-
berg vom 
05.01.2018  

Unsererseits bestehen Strom- 
und gasseitig keine Beden-
ken. 
Wir weisen aber darauf hin, 
dass für den Ausbau des Ver-
sorgungsnetzes innerhalb 
des Bebauungsplanes ein 
Zeitraum von 3 Monaten be-
nötigt wird und bitten daher 
um entsprechende Abstim-
mung für die Baudurchfüh-
rung. 
 
Damit es bei der Erschließung 
dieses Bebauungsgebietes 
nicht zu unnötigen Bauverzö-
gerungen kommt, bitten wir 
um rechtzeitige Nennung des 
Erschließungsträgers. 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen 
und ist im Rah-
men der Pro-
jektplanung zu 
berücksichti-
gen. 
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Ob eine Erschließung mit Erd-
gas erfolgt, steht in Abhängig-
keit des gesamten Wärmebe-
darfes und muss in unserem 
Hause vorher geprüft werden. 

8. Vodafone 
Kabel 
16.01.2018 

Eine Ausbauentscheidung 
trifft Vodafone nach internen 
Wirtschaftlichkeitskriterien. 
Dazu erfolgt eine Bewertung 
entsprechend Ihrer Anfrage 
zu einem Neubaugebiet. Bei 
Interesse setzen Sie sich bitte 
mit dem Team Neubauge-
biete in Verbindung: 
Vodafone Kabel Deutschland 
GmbH 

Neubaugebiete KMU 

Südwestpark 15 

90449 Nürnberg. 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen 
und im Rah-
men der Pro-
jektplanung 
berücksichtigt. 

9. GPV 
12.01.2018 

Seitens des GPV Am Ober-
lauf der Trave werden keine 
Anregungen oder Bedenken 
gegen die Aufstellung des B-
Planes vorgebracht. 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen. 

10. tennet 
vom 
09.01.2018  

Die Planung berührt keine von 
uns wahrzunehmenden Be-
lange. Es ist keine Planung 
von uns eingeleitet oder beab-
sichtigt. 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen. 

11. Deut-
sche Tele-
kom 
03.01.2018 

Wir bedanken uns für die Zu-
sendung der Unterlagen. 
Die Telekom Deutschland 
GmbH (nachfolgend Telekom 
genannt) - als Netzeigentü-
merin und Nutzungsberech-
tigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - 
hat die Deutsche Telekom 
Technik GmbH beauftragt und 
bevollmächtigt, alle Rechte 
und Pflichten der Wegesiche-
rung wahrzunehmen sowie 
alle Planverfahren Dritter ent-
gegenzunehmen und dem-
entsprechend die erforderli-
chen Stellungnahmen abzu-
geben. 
Zu der o. g. Planung nehmen 
wir wie folgt Stellung: 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen. 
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Gegen die o.a. Planung ha-
ben wir keine Bedenken. 

 Generell gilt für zukünftige 
Baugebiete folgender Grund-
satz: 

Die Telekom prüft die Voraus-
setzungen zur Errichtung ei-
gener TK-Linien im Bauge-
biet. Je nach Ausgang dieser 
Prüfung wird die Telekom 
eine Ausbauentscheidung 
treffen. Vor diesem Hinter-
grund behält sich die Telekom 
vor, bei einem bereits beste-
henden oder geplanten Aus-
bau einer TK-Infrastruktur 
durch einen anderen Anbieter 
auf die Errichtung eines eige-
nen Netzes zu verzichten. 
Die Versorgung der Bürger 
mit Universaldienstleistungen 
nach § 78 TKG wird sicherge-
stellt. 
Im Fall eines Netzausbaus 
durch die Telekom, bitten wir 
aus wirtschaftlichen Gründen 
sicherzustellen, 
 dass für die hierfür evtl. er-

forderliche Glasfaseririfra-
stuktur in den Gebäuden 
von den Bauherren Leer-
rohre vorzusehen sind, 
um dem politischen Willen 
der Bundesregierung 
Rechnung zu tragen, allen 
Bundesbürgern den Zu-
gang zu Telekommunika-
tionsinfrastruktur =>50 
MB zu ermöglichen, 

 dass für den Ausbau des 
Telekommunikationsnet-
zes im Erschließungsge-
biet eine ungehinderte 
und unentgeltliche Nut-
zung der künftigen Stra-
ßen und Wege möglich 
ist, 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen 
und ist im Rah-
men der Pro-
jektplanung zu 
berücksichti-
gen. 
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 dass auf Privatwegen (Ei-
gentümerwegen) ein Lei-
tungsrecht zugunsten der 
Telekom Deutsch-
land.GmbH eingeräumt 
und im Grundbuch einge-
tragen wird, 

 dass eine rechtzeitige Ab-
stimmung der Lage und 
der Dimensionierung der 
Leitungszonen vorgenom-
men wird und eine Koordi-
nierung der Tiefbaumaß-
nahmen für Straßenbau 
und Leitungsbau durch 
den Erschließungsträger 
erfolgt, dass Beginn und 
Ablauf der Erschließungs-
maßnahmen im Bebau-
ungsplangebiet der Deut-
schen Telekom Technik 
GmbH unter der folgen-
den Adresse so früh wie 
möglich, mindestens 6 
Monate vor Baubeginn, 
schriftlich angezeigt wer-
den. 

Deutsche Telekom Technik 
GmbH PTI 11, Planungsan-
zeigen 

Fackenburger Allee 31 

23554 Lübeck 

Alternativ kann die Informa-
tion gern auch als E-Mail zu-
gesandt werden. Die Adresse 
hat folgende Bezeichnung: 

T-NL-N-PTI-11-
Planunasanzeicrentele-
kom.de 

12. Landes-
amt für 
Landwirt-
schaft, Um-
welt und 
ländliche 

Zu den Planunterlagen beste-
hen aus der Sicht des Immis-
sionsschutzes grundsätzlich 
keine Bedenken. 

 Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen. 
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Räume 
12.01.2018 
13. Ge-
meinde 
Schieren 
15.01.2018 

Es bestehen keine Bedenken.  Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen. 

14. Ge-
meinde 
Stipsdorf 
04.01.2018 

Es bestehen keine Bedenken.  Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen. 

15. Ge-
meinde 
Pronstorf 
04.01.2018 

Es bestehen keine Bedenken.  Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen. 

16. Ge-
meinde 
Westerrade 
22.12.2017 

Es bestehen keine Bedenken.  Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen. 

17. Ge-
meinde 
Krems II 
03.01.2018 

Es bestehen keine Bedenken.  Die Stellung-
nahme wird 
zur Kenntnis 
genommen. 

 

 


